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Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 6.098,95 € nebst Zinsen
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz
seit dem 22.08.2025 zu zahlen.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger kapitalisierte Zinsen in
Höhe von 608,33 EUR sowie Zinsen in Höhe von 5
Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz aus einem
Betrag von 6.098,95 EUR vom 05.11.2024 bis zum 21.08.2025 zu
zahlen.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 756,30 € nebst Zinsen
in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem
22.08.2025 zu zahlen.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Beklagte.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des
jeweils zu vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar.
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T a t b e s t a n d

Der Kläger begehrt von der Beklagten die Rückzahlung von Verlusten aus Online-
Sportwetten.

Die Beklagte ist Veranstalterin von Online-Sportwetten. Der Kläger nahm im Zeitraum vom
08.11.2020 bis zum 04.11.2024 unter dem Nutzernamen R. und der Mailadresse L. das von
der Beklagten bereit gestellte Angebot zum Abschluss von Sportwetten wahr. Die Nutzung
des Angebots der Beklagten erfolgte dabei in der Weise, dass der Kläger auf der Website
respektive App der Beklagten Wette und Einsatz auswählte und sodann die Möglichkeit
erhielt, einen Button, der mit “Wette abgeben” beschriftet ist, zu betätigen. Laut der als
Anlage K 6 vorgelegten Transaktionsliste zahlten der Kläger sowie eine Person mit dem
Namen „W.“ zu den dort näher bezeichneten Zeitpunkten die dort niedergelegten Beträge ein.
Der Kläger wertete diese Transaktionsliste gemäß der Anlage K 3 neu dahingehend aus,
dass er für den Zeitraum von August 2021 bis November 2024 von einem Gesamteinsatz in
Höhe von 34.410,07 € und Gesamtgewinnen in Höhe von 22.279,47 € ausgeht. Insgesamt
errechnet der Kläger einen Spielverlust in Höhe von 12.130,60 €, wovon er nach Abzug des
nach seiner Ansicht „erlaubten“ monatlichen Einzahlungslimits von 1.000,- € lediglich einen
Schaden in Höhe von 6.098,95 € geltend macht, der in den Monaten Februar, März, April,
Juni, Juli und August 2024 entstanden sein soll. Monatliche Verluste, die innerhalb eines
Einzahlungslimits von 1.000,- € verblieben sind, nimmt der Kläger als gesetzeskonform hin.

Der Beklagten wurde am 09.10.2020 von dem Regierungspräsidium P. eine Konzession für
die Veranstaltung von Online-Sportwetten erteilt. Die Konzession war bis zum 30.06.2021
befristet. Ihre Laufzeit verlängerte sich gemäß § 29 Abs. 3 GlüStV 2021 bis zum 31.12.2022.
Im Anschluss verfügte die Beklagte über einer Erlaubnis gemäß § 4 Abs. 1 GlüStV 2021,
deren Inhalt im Einzelnen streitig ist.

Mit anwaltlichem Schreiben vom 11.08.2025 forderten die nunmehrigen
Prozessbevollmächtigten des Klägers die Beklagte erfolglos zur Rückzahlung des Betrages
von 6.098,95 € bis zum 21.08.2025 sowie zur Zahlung vorgerichtlicher Anwaltskosten auf.
Diese Forderungsbeträge nebst kapitalisierten Zinsen sind Gegenstand der Klage.

Der Kläger behauptet, er habe die Wetteinsätze stets von seinem Wohnsitz aus getätigt. Er
ist der Ansicht, die Beklagte habe gegen § 6c GlüStV 2021 verstoßen, indem sie ihm
Einzahlungen von mehr als 1.000,- € monatlich ermöglicht habe. Deswegen stünden ihm
Schadensersatzansprüche aus §§ 280, 241 Abs. 2 BGB sowie aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. §
6c Abs. 1 GlüStV 2021 zu. Daneben seien die Glücksspielverträge unwirksam, weil die
Beklagte auch die zum Verbraucherschutz eingeführten besonderen Pflichten im
elektronischen Rechtsverkehr gem. § 312j BGB nicht beachtet habe. Im Hinblick auf die
einzelnen Sportwetten fehle es daher schon an einem wirksamen Vertragsschluss, weshalb
die Klage auch im Kontext des Verbraucherrechts nach § 812 Abs. 1 Satz 1 BGB und §§ 823
Abs. 2 BGB iVm § 312j Abs. 3 BGB begründet sei.

Der Kläger beantragt zuletzt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagepartei einen Betrag in Höhe von 6.098,95 EUR
nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem
22.08.2025 zu zahlen.
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2. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagepartei einen Betrag in Höhe von 1.038,04 EUR
nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 22.08.2025 zu
zahlen.

3. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagepartei kapitalisierte Zinsen in Höhe von 608,33
EUR sowie in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz aus einem
Betrag von 6.098,95 EUR seit dem 05.11.2024 bis zum 21.08.2025 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte rügt die örtliche und internationale Zuständigkeit des angerufenen Gerichts.
Hierzu behauptet sie, dass davon auszugehen sei, dass die Klägerin ihre vermeintliche
Forderung an einen Prozessfinanzierer abgetreten habe. Weiter ist sie der Ansicht, dass die
Klägerin infolge der Abtretung nicht aktivlegitimiert sei und deutsches Recht nicht anwendbar
sei.

Darüber hinaus erhebt die Beklagte die Einrede der Verjährung. Hierzu behauptet die
Beklagte, die Klägerin habe positive Kenntnis über die rechtlichen Rahmenbedingungen der
streitgegenständlichen Online-Sportwetten gehabt.

Die Beklagte ist der Ansicht, Ansprüche für den Zeitraum nach dem 09.10.2020 würden
bereits deshalb scheitern, weil der Beklagten am 09.10.2020 eine Konzession erteilt wurde
und sie auf dieser Basis tätig gewesen sei. Ein Einsatzlimit von 1.000,00 € pro Monat habe
sie nicht beachten müssen. Die Beklagte beantragt zudem die Aussetzung des Verfahrens
nach § 148 Abs. 1 ZPO bis zu einer Entscheidung des Gerichtshofs der Europäischen Union
in den Vorabentscheidungsverfahren C-440/23 und C-530/24, C-898-24 und C-9/25.

Hinsichtlich des weiteren umfangreichen Sach- und Streitstandes wird auf die Schriftsätze der
Parteien nebst Anlagen Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Die Klage ist zulässig und ganz überwiegend begründet.

I.

Die Klage ist zulässig.

Das Landgericht Aachen ist zunächst international und örtlich zuständig. Nach Art. 18 Abs. 1
EuGVVO kann der Verbraucher an seinem Wohnsitz seinen Vertragspartner wegen
Streitigkeiten aus einem Vertrag verklagen, wenn sein Vertragspartner in dem Mitgliedstaat,
in dessen Hoheitsgebiet der Verbraucher seinen Wohnsitz hat, eine berufliche oder
gewerbliche Tätigkeit ausübt oder eine solche auf irgendeinem Wege auf diesen Mitgliedstaat
oder auf mehrere Staaten, einschließlich dieses Mitgliedstaats, ausrichtet und der Vertrag in
den Bereich dieser Tätigkeit fällt.

Als Verbraucher ist jede natürliche Person anzusehen, die Verträge zur Deckung ihres
privaten Eigenbedarfs schließt, sofern diese nicht ihrer (gegenwärtigen oder zukünftigen)
beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit zugerechnet werden können (vgl. Gottwald, in:
Münchener Kommentar zur ZPO, 6. Aufl. 2022, Brüssel Ia-VO Art. 17 Rn. 2).
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Der Kläger ist Verbraucher, da sie den Vertrag mit der Beklagten zu privaten Zwecken
schloss. Dass er die streitgegenständlichen Spieleinsätze berufs- oder gewerbebezogen
und/oder zur Deckung seines Lebensunterhalts getätigt hat, ist nicht ersichtlich.

Es kommt dabei nicht darauf an, ob der Kläger seine Forderung an einen Prozessfinanzierer
abgetreten hat. In einem Prozessfinanzierungsvertrag getroffene Vereinbarungen haben
dabei keinen Einfluss auf die internationale Zuständigkeit. Der Begriff des Verbrauchers ist
anhand der Stellung dieser Person innerhalb des konkreten Vertrags in Verbindung mit
dessen Natur und Zielsetzung zu bestimmen (OLG Hamm Urt. v. 21.03.2023 - 21 U 116/21,
BeckRS 2023, 8297 Rn. 19 m.w.N.). Maßgeblich für die Bestimmung der
Verbrauchereigenschaft ist mithin nicht die Art der Geltendmachung der sich aus einem
Vertrag ergebenden Ansprüche - z.B. im Wege der Prozessstandschaft -, sondern die
Zielsetzung des Vertrags bei Abschluss und Durchführung. Eine Forderungsabtretung kann
für sich allein keinen Einfluss auf die Bestimmung des zuständigen Gerichts haben (OLG
Hamm Urt. v. 21.03.2023 - 21 U 116/21, BeckRS 2023, 8297 Rn. 19 m.w.N.).

Auch richtet die Beklagte ihre Tätigkeit auf Deutschland aus. So sind ihre
Glücksspielangebote gerade auch in deutscher Sprache verfügbar. Wird den Verbrauchern
auf der Webseite die Verwendung einer anderen Sprache als derjenigen ermöglicht, die in
dem Mitgliedstaat des Gewerbetreibenden üblicherweise verwendet wird, so kann dies einen
Anhaltspunkt bilden, der die Annahme erlaubt, dass die Tätigkeit des Gewerbetreibenden auf
andere Mitgliedstaaten ausgerichtet ist. Vorliegend kommt durch das Angebot in deutscher
Sprache gerade auch die Absicht der Beklagten zum Ausdruck, um deutsche Kunden zu
werben (vgl. EuGH, Urteil vom 07.12.2010 - C-585/08, C-144/09 - NJW 2011, 505).

Von der Regelung gemäß Art. 17, 18 EuGVVO erfasst sind auch Bereicherungsansprüche
als Folge der Rückabwicklung eines unwirksamen Vertrages (vgl. Gottwald, in: Münchener
Kommentar zur ZPO, Brüssel Ia-VO Art. 17 Rn. 5).

In der Rechtsfolge kann der Kläger als Verbraucher nach Art. 18 Abs. 1 EuGVVO den
Gerichtsstand an seinem Wohnsitz wählen, der neben der internationalen zugleich auch die
örtliche Zuständigkeit umfasst (vgl. nur OLG Köln, Urteil vom 17.11.2023, 19 U 123/22 Rn.
26). Der Kläger hat seinen Wohnsitz im Bezirk des Landgerichts Aachen. Im Hinblick auf die
ebenfalls geltend gemachten deliktischen Ansprüche ist zudem der Gerichtsstand nach Art. 7
Nr. 2 EuGVVO eröffnet. Das schädigende Ereignis i.S.d. Nr. 2 ist sowohl der Ort der
Verwirklichung des Schadenserfolgs als auch der Ort des für den Schaden ursächlichen
Geschehens (vgl. Thode, in: BeckOK ZPO, 44. Ed. 01.07.2024, Brüssel Ia-VO Art. 7 Rn. 82).
Soweit der Kläger von seinem Wohnort aus an den streitgegenständlichen Online-
Glücksspielen und -Sportwetten teilgenommen hat, handelt es sich hierbei sowohl um den
Ort des schadensursächlichen Geschehens - der Teilnahme am Glücksspiel unter Einzahlung
auf das Spielerkonto- als auch um denjenigen der Verwirklichung des Schadenserfolgs - der
Verlust der eingezahlten Geldmittel. Soweit die Beklagte behauptet, der Kläger habe vom
Ausland aus an den streitgegenständlichen Online-Glücksspielen teilgenommen, wäre wegen
der Belegenheit seines Vermögens an seinem Wohnsitz jedenfalls die Verwirklichung des
Schadenserfolgs in Deutschland.

II.

Die Klage ist auch bis auf einen Teil der geltend gemachten vorgerichtlichen
Rechtsanwaltskosten begründet.

1.
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Der Kläger ist aktivlegitimiert. Soweit die Beklagte unter Hinweis auf ihr bekannte
Vertragsmuster über Prozessfinanzierungen vorträgt, es lägen regelmäßig
Sicherungsabtretungen zugrunde, handelt es sich bereits um Vortrag ohne jeglichen Bezug
zum hiesigen Einzelfall. Ungeachtet dessen könnte der Kläger seine Forderung auch dann im
eigenen Namen geltend machen, wenn er die streitgegenständliche Forderung im Rahmen
eines Prozessfinanzierungsvertrags zur Sicherung an einen Prozessfinanzierer abgetreten
hätte. Bei der Sicherungszession liegen regelmäßig die Voraussetzungen für eine gewillkürte
Prozessstandschaft vor (OLG Hamm, Urteil vom 21. März 2023 - I-21 U 116/21 -, juris Rn.
23; Brandenburgisches Oberlandesgericht, Urteil vom 16. Oktober 2023 - 2 U 36/22 -, juris
Rn. 37). Das dafür erforderliche schutzwürdige Eigeninteresse des Klägers und des
Rechtsinhabers ist bei einer Sicherungszession grundsätzlich gegeben.

2.

Die Anwendung deutschen Rechts folgt aus Art. 6 Abs. 1 lit. b) Rom-I-VO. Danach unterliegt
ein Verbrauchervertrag dem Recht des Staates, in dem der Verbraucher seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat, sofern der Unternehmer seine berufliche oder gewerbliche
Tätigkeit auf diesen Staat ausrichtet und der Vertrag in den Bereich dieser Tätigkeit fällt. Die
Voraussetzungen liegen bei Spielerklagen gegen ausländische Online-Glücksspielanbieter
wie vorliegend - entsprechend den vorstehenden Ausführungen zu Art. 18 Abs. 1 EuGVVO -
vor. Dies betrifft auch die Beurteilung der Wirksamkeit des Vertrages sowie etwaige Folgen
der Nichtigkeit des Vertrags, vgl. Art. 12 Abs. 1 lit. e) Rom I-VO, einschließlich der
bereicherungsrechtlichen Folgen, vgl. Art. 10 Abs. 1 Rom II-VO (vgl. etwa OLG Köln, Urteil
vom 31.10.2022, 19 U 51/22 Rz. 43; Urteil vom 17.11.2023, 19 U 123/22 Rn. 30). Eine
etwaige in den Geschäftsbedingungen der Beklagten enthaltene abweichende Rechtswahl
zugunsten des maltesischen Rechts ist dagegen nicht wirksam. Denn nach Art. 6 Abs. 2 Satz
2 Rom I-VO darf eine solche Rechtswahl dem Verbraucher nicht den Schutz der
Bestimmungen entziehen, von denen nach dem ohne die Rechtswahl anzuwendenden Recht
nicht durch Vereinbarung abgewichen werden darf.

3.

Es kann offen bleiben, ob dem Kläger in Anwendung des Beschlusses des
Bundesgerichtshofs vom 25.07.2024, I ZR 90/23, wo der Sportwettenanbieter - anders als die
Beklagte im vorliegenden Fall - nicht über die erforderliche Konzession verfügte, ein
Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB deshalb zusteht, weil die zwischen den
Parteien geschlossenen Sportwettenverträge gemäß § 134 BGB nichtig sind oder es einer
Nichtigkeitsfolge in direkter Anwendung des § 6c GlüStV 2021 deshalb nicht bedarf, weil ein
möglicher Verstoß gegen Auflagen der behördlichen Überwachung und Durchsetzung
unterliegt (OLG München Endurteil v. 5.1.2026 - 27 U 2436/25, BeckRS 2026, 2980 Rz. 22 -
28), und § 6c GlüStV 2021 kein Schutzgesetz i.S.d. § 823 Abs. 2 BGB darstellt, weil die Norm
ihrem Regelungszweck und ihrer systematischen Stellung nach aufsichtsrechtlicher Natur ist
und die Glücksspielaufsicht mit den in § 9 GlüStV 2021 vorgesehenen Befugnissen über ein
abgestuftes Instrumentarium zur Kontrolle und Sanktionierung etwaiger Verstöße verfügt
(OLG München, a.a.O. Rn. 34 - 47).

4.

Dem Kläger steht jedenfalls ein Anspruch aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB im Hinblick
darauf zu, dass die Beklagte gegen ihre Pflicht aus § 312j Abs. 3 BGB verstoßen hat und die
Wettverträge aus diesem Grund nicht wirksam zustande gekommen sind.
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a)

Die Beklagte hat einen Vermögensvorteil durch Gutschrift der Spieleinsätze des Klägers in
ihren Konten erlangt. Etwas erlangt i.S.d. § 812 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 ist jeder vermögenswerte
Vorteil. Maßgeblich ist insoweit eine wirtschaftliche Betrachtungsweise, bei der auf eine
Saldierung von Ein- und Auszahlungen abzustellen ist.

Auf das Spielerkonto des Klägers wurden im streitgegenständlichen Zeitraum insgesamt
24.892,00 EUR eingezahlt. Dem standen Auszahlungen der Beklagten an den Kläger in Höhe
von insgesamt 16.205,00 EUR gegenüber. Daraus ergibt sich ein Saldo in Höhe von 8.687
EUR, den die Beklagte von dem Kläger erlangt hat. Der Kläger macht hiervon einen
Teilbetrag in Höhe der Klageforderung geltend.

Die Zahlungen durch den Kläger erfolgten auf das von der Beklagten geführte Spielerkonto
und vermehrten unmittelbar das Vermögen der Beklagten. Der Kläger hat entgegen der
Ansicht der Beklagten substantiiert unter Bezugnahme auf eine zur Akte gereichte Tabelle
dargelegt hat, in Höhe welcher Summen jeweils Ein- und Ausgänge auf dem sog.
Spielerkonto bei der Beklagten zu verzeichnen waren und wie sich der geltend gemachte
Verlust errechnet. Dem ist die Beklagte nicht in vergleichbarer Weise gemäß § 138 Abs. 2
ZPO substantiiert entgegengetreten. Insbesondere, da es sich nach dem klägerischen
Vorbringen letztlich um Angaben der Beklagten selbst zu den seitens des Klägers
vorgenommenen Einzahlungen handelt, wäre ihr ein substantiiertes Bestreiten ohne weiteres
möglich und zumutbar gewesen. Da sie dies unterlassen hat, gilt der klägerseits errechnete
Betrag gemäß § 138 Abs. 3 ZPO als zugestanden (vgl. OLG Köln, Urteil vom 31.10.2022, 19
U 51/22, Rz. 45).

b)

Die Beklagte erlangte diese Beträge durch Leistung des Klägers.

Eine Leistung i.S.d. § 812 BGB ist die bewusste und zweckgerichtete Mehrung fremden
Vermögens. Für die Beurteilung, wer Leistender und wer Empfänger einer Leistung ist,
kommt es insbesondere auf die der Zuwendung gegebenen Zweckbestimmung an.
Maßgeblich ist grundsätzlich der Zweck, den die Beteiligten im Zeitpunkt der Zuwendung
verfolgt haben. Nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist im Streitfall
eine objektive Betrachtungsweise aus der Sicht des Zuwendungsempfängers
(Empfängerhorizont) ausschlaggebend.

Der Kläger zahlte die Beträge in der Absicht ein, damit auf der Plattform der Beklagten an
den angebotenen Online-Sportwetten teilnehmen zu können. Die Beklagte musste die
Einzahlungen als an sie gerichtete Zuwendungen verstehen, da sie erbracht wurden, um
damit eine notwendige Vorbedingung für die Teilnahme an Online-Sportwetten auf der
Website der Beklagten zu erfüllen (vgl. OLG Köln, Urteil vom 6. Mai 2024, Az.: 19 U 76/23,
juris Rn. 35). Die Zahlungen dienten damit erkennbar der Durchführung des zwischen den
Parteien bestehenden Wettverhältnisses.

Unerheblich in diesem Zusammenhang ist, dass die Einzahlungen teilweise auch von einer
Person mit dem Namen „W.“ vorgenommen wurden, unabhängig davon, ob es sich dabei um
eine andere Person als die des Klägers handelt. Denn der Bereicherungsausgleich findet
grundsätzlich zwischen dem Zuwendungsveranlasser und dem Zuwendungsempfänger statt.
Dem Zuwendenden, der die Vermögensverschiebung tatsächlich vorgenommen hat, steht ein
Anspruch nicht zu, da sein Vermögen im Ergebnis nicht vermindert ist. Entscheidend ist,
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welchen Zweck die Beteiligten mit der Leistung verfolgt haben. Ein unmittelbarer
Bereicherungsanspruch des Zuwendenden besteht nur dann, wenn die
Vermögensverschiebung keine Leistung darstellt, insbesondere weil er an den
Zuwendungsempfänger nicht für Rechnung oder auf Weisung des Zuwendungsveranlassers
gezahlt hat oder der Mangel für den Empfänger offensichtlich ist (vgl. Grüneberg/Retzlaff,
BGB, 85. Auflage 2026, § 812 Rn. 60 mit zahlreichen Rechtsprechungsnachweisen). Ein
solcher Fall ist vorliegend nicht gegeben, vielmehr sollte durch sämtliche Einzahlungen
ersichtlich das Spielerkonto des Klägers aufgefüllt werden.

c)

Die Leistungen des Klägers erfolgten ohne Rechtsgrund. Die Wettverträge sind nicht wirksam
zustande gekommen, da die Beklagt gegen ihre Pflicht aus § 312j Abs. 3 BGB verstoßen hat.
"Ohne Rechtsgrund" im Sinne des § 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB ist eine Leistung dann,
wenn es an einem wirksamen schuldrechtlichen Grundverhältnis fehlt, das die konkrete
Vermögensverschiebung endgültig tragen und rechtfertigen könnte. Ist der zugrunde liegende
Vertrag nicht wirksam zustande gekommen fehlt der Leistung von Anfang an der
Rechtsgrund.

Gemäß § 312j Abs. 4 BGB kommt ein Vertrag nach § 312j Abs. 2 BGB nur zustande, wenn
der Unternehmer seine Pflicht aus § 312j Abs. 3 BGB erfüllt. Gem. § 312j Abs. 3 BGB hat der
Unternehmer bei einem Verbrauchervertrag im elektronischen Geschäftsverkehr die
Bestellsituation so zu gestalten, dass der Verbraucher mit seiner Bestellung ausdrücklich
bestätigt, dass er sich zu einer Zahlung verpflichtet. Erfolgt die Bestellung über eine
Schaltfläche, ist die Pflicht des Unternehmers nur erfüllt, wenn diese Schaltfläche gut lesbar
mit nichts anderem als den Wörtern „zahlungspflichtig bestellen“ oder mit einer
entsprechenden eindeutigen Formulierung beschriftet ist. Dieser Pflicht ist die Beklagte nicht
nachgekommen.

aa)

Der Anwendungsbereich von § 312j BGB ist eröffnet. Die in Rede stehenden Wettverträge
sind Verbrauchervertrage im elektronischen Geschäftsverkehr.

Verbraucherverträge sind Verträge zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher, §
310 Abs. 3 BGB (BeckOK BGB/Martens, 77. Ed. 1.2.2026, BGB § 312 Rn. 8). Unternehmer
ist eine natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die
bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung ihrer gewerblichen oder selbstständigen
beruflichen Tätigkeit handelt, § 14 Abs. 1 BGB. Die Beklagte ist Unternehmerin, sie übte bei
Abschluss der Sportwettverträge ihre gewerbliche Tätigkeit aus. Verbraucher ist jede
natürliche Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließt, die überwiegend weder
ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden
können, § 13 BGB. Der Kläger ist Verbraucher, er schloss die streitgegenständlichen
Glücksspielverträge zu privaten Zwecken ab.

bb)

Der in Rede stehende Vertragsabschluss fand im elektronischen Geschäftsverkehr statt.

Ein Vertrag im elektronischen Geschäftsverkehr liegt vor, wenn sich der Unternehmer zum
Zwecke des Abschlusses eines Vertrags über die Lieferung von Waren oder über die
Erbringung von Dienstleistungen der Telemedien bedient, § 312i Abs. 1 BGB. In Art. 2 Nr. 6
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der Richtlinie 2011/83/EU wird der Begriff „Dienstleistungsvertrag“ weit definiert als „jede[r]
Vertrag, der kein Kaufvertrag ist und nach dem der Unternehmer eine Dienstleistung für den
Verbraucher erbringt oder deren Erbringung zusagt und der Verbraucher hierfür den Preis
zahlt oder dessen Zahlung zusagt“. Aus dem Wortlaut dieser Bestimmung ergibt sich, dass
dieser Begriff so zu verstehen ist, dass er alle Verträge umfasst, die nicht unter den Begriff
„Kaufvertrag“ fallen (EuGH, 12.03.2020 - C-583/18, Rn. 22).

Auch der Begriff Telemedien ist weit auszulegen und umfasst alle Informations- und
Kommunikationsdienste, die nicht Telekommunikation im engeren Sinne oder Rundfunk sind,
also jeden Online-Auftritt. Telemedien sind damit typischerweise Onlinedienste, wie
Internetsuchmaschinen, Websites privater und gewerblicher Anbieter, Online-Shops oder
Online-Auktionshäuser (vgl. BeckOK BGB/Maume, a.a.O. § 312i Rn. 11 f.). Das ist hier der
Fall. Der Informations- und Kommunikationsaustausch zwischen den Parteien erfolgte über
die gewerbliche Website „www.tipico.de“ oder der Smartphone-App der Beklagten.

cc)

Bei dem Button mit der Beschriftung „Wette abgeben“ handelt es sich um eine Schaltfläche
im Sinne des § 312j Abs. 3 S. 2 BGB.

Der Begriff der Schaltfläche ist weit zu verstehen. Eine Schaltfläche ist jedes grafische
Bedienelement, das dem Anwender erlaubt, eine Aktion in Gang zu setzen oder dem System
eine Rückmeldung zu geben (MüKoBGB/Wendehorst, 10. Auflage 2025, § 312j Rn. 26). Das
ist hier der Fall. Der Button in der App bzw. auf der Website des Klägers erlaubt es dem
Anwender, eine Wette in einer vorher bestimmten Summe abzugeben.

dd)

Der Kläger hat die Schaltfläche „Wette abgeben“ nicht mit den Wörtern „zahlungspflichtig
bestellen“ oder mit einer entsprechenden gleichwertigen Formulierung beschriftet.

Die Formulierung „Wette abgeben“ stellt keine entsprechende eindeutige Formulierung im
Sinne des § 312j Abs. 3 S. 2 BGB dar. Eine gleichwertige Formulierung liegt vor, wenn die
vertragliche Bindung und die Zahlungspflicht vermittelt werden (vgl. MüKoBGB/Wendehorst,
a.a.O., § 312j Rn. 27). Die Voraussetzung einer „entsprechend eindeutige Formulierung" im
Sinne des § 312j Abs. 3 BGB ist nach der Rechtsprechung des EuGH jedenfalls dann erfüllt,
wenn die Gestaltung in der deutschen Sprache sowohl im allgemeinen Sprachgebrauch als
auch in der Vorstellung des normal informierten, angemessen aufmerksamen und
verständigen Durchschnittsverbrauchers zwangsläufig und systematisch mit der Begründung
einer Zahlungsverpflichtung in Verbindung gebracht wird (EuGH NJW 2022, 1439 -
Fuhrmann 2; Stiegler NJW 2022, 1421).

Die Formulierung „Wette abgeben“ wird in der deutschen Sprache sowohl im allgemeinen
Sprachgebrauch als auch in der Vorstellung des normal informierten, angemessen
aufmerksamen und verständigen Durchschnittsverbrauchers nicht zwangsläufig und
systematisch mit der Begründung einer Zahlungsverpflichtung in Verbindung gebracht. Der
Ausdruck „Wette abgeben“ ist mehrdeutig, so dass er nicht als eine Formulierung angesehen
werden kann, die den Worten „zahlungspflichtig bestellen“ in Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2 der
Richtlinie 2011/83 entspricht. Für den durchschnittlichen Verbraucher ist allein anhand des
Buttons „Wette abgeben“ nicht zwangslaufig und systematisch klar, ob und inwiefern für die
nunmehr abzugebende Wette eine Zahlungspflicht einhergeht. Durch die Ausgestaltung des
Buttons „Wette abgeben“ in der App bzw. auf der Website der Beklagten wird nicht

57

58

59

60

61

62

63

64



ersichtlich, ob nach der Bestätigung des Buttons „Wette abgeben“ noch weitere
Informationen, wie etwa eine Zusammenfassung des Wetteinsatzes inklusive etwaiger
Gebühren bereitgestellt werden oder weitere Schritte zum Abschluss des Wettvertrags
notwendig sind. Insbesondere gilt dies vor dem Hintergrund, dass die Beklagte nach dem
unstreitig gebliebenen Vortrag des Klägers aus dem Schriftsatz vom 26.02.2026 (dort Bl. 19)
vielfach Gratiswetten und sogenannte Bonusspiele bereitstellt. Das Gericht folgt deshalb nicht
der Ansicht der Beklagten im nicht nachgelassenen Schriftsatz vom 15.04.2026, dass die
Beschriftung „Wette abgeben“, für die veröffentlichte Entscheidungen im Zusammenhang mit
§ 312j Abs. 3 ersichtlich nicht vorliegen, ohne einen explizit auf die Kostenpflichtigkeit
hinweisenden Zusatz hierzu ausreichend ist, denn es ist insoweit allein der Wortlaut der
Schaltfläche und nicht ihr Kontext zu berücksichtigen.

Nach der Gesetzesbegründung der Regelungen der § 312 j Abs. 3 und 4 dienen diese,
ähnlich wie eine herkömmliche Formvorschrift, dem Schutz des Verbrauchers vor Irreführung
und übereilter Eingehung einer finanziellen Verpflichtung aufgrund der besonderen Situation
im Internet oder bei der Nutzung sonstiger elektronischer Medien (vgl. BT-Drucks. 17/7745,
S. 7). Der Verbraucher soll bei Abgabe seiner Bestellung zweifelsfrei erkennen können, dass
diese auf den Abschluss eines entgeltpflichtigen Vertrages gerichtet ist (vgl. BT-Drucks.
17/7745, S. 7). Der Gesetzgeber der Regelungen des 312j Abs. 3 und 4 BGB hatte dabei
insbesondere die sogenannten Kosten- oder Abofallen, also unseriöse Angebote für
Dienstleistungen oder Software, die auf den ersten Blick als kostenfrei erscheinen, jedoch an
versteckter Stelle (etwa in Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Unternehmers) Hinweise
auf eine Entgeltlichkeit des Angebotes enthalten, im Blick.

Bei unionsrechtskonformer Auslegung der Regelung des § 312j Abs. 3 BGB lässt sich der
Schutzzweck der Norm jedoch - jedenfalls im Bereich der Sportwetten - nicht nur auf die Fälle
teleologisch zu reduzieren, in denen ein Irrtum des Verbrauchers und damit ein
Auseinanderfallen des rechtlich Erklärten von dem tatsächlich Gewollten gegeben ist, auch
stellt das Berufen auf die Unwirksamkeit durch den Kläger keine treuwidrige Ausnutzung
einer formalen Rechtsposition dar (anders für über den Online-Shop eines Autoherstellers
geschlossene Kaufverträge KG, Beschluss vom 19.2.2026 - 26 U 17/25, BeckRS 2026, 6230;
OLG Hamm, Urt. vom 19.02.2026 - 34 U 6/25, Rn. 205 unter Berufung auf. BGH, Urt. vom
19.01.2022, Az.: VIII ZR 123/21, juris Rn. 53 ff., welches allerdings vor der Entscheidung des
EuGH, Urt. vom 30. Mai 2024 - C-400/22 - Conny erging; anders auch OLG Braunschweig,
Urt. v. 18.12.2025 - Az.: 9 U 71/25). Die Regelungen der § 312j Abs. 3 und 4 BGB sollen, in
unionsrechtskonformer Auslegung, gerade nicht nur vor einem Irrtum über die Entgeltlichkeit
des Vertrages schützen, sondern sicherstellen, dass die Verbraucher bei
Fernabsatzverträgen, die über Webseiten oder Apps abgeschlossen werden, den Zeitpunkt
erkennen, zu dem sie gegenüber dem Unternehmer eine Zahlungsverpflichtung eingehen,
und ihre Aufmerksamkeit durch eine unmissverständliche Formulierung auf die Tatsache
lenken, dass die Abgabe der Bestellung eine Zahlungsverpflichtung gegenüber dem
Unternehmer zur Folge hat. Dem Verbraucher soll vielmehr in der Bestellsituation, also in
unmittelbarem räumlichem und funktionalem Zusammenhang mit der Abgabe der rechtlich
verbindlichen Vertragserklärung, vor Augen geführt werden, dass er eine solche Erklärung
abgibt und dass diese eine Zahlungspflicht begründet (BGH, Urteil vom 04.06.2024, X ZR
81/23, juris Rn. 26).

Die Regelungen in § 312j BGB dienen der Umsetzung von Art. 8 Abs. 2 der - nach ihrem Art.
4 auf eine Vollharmonisierung gerichteten - Richtlinie 2011/83/EU über die Rechte der
Verbraucher und sind daher richtlinienkonform auszulegen. Gemäß Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 1
der Richtlinie 2011/83/EU in der bis zum 25. März 2024 geltenden Fassung weist der
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Unternehmer, wenn ein auf elektronischem Wege geschlossener Fernabsatzvertrag den
Verbraucher zur Zahlung verpflichtet, den Verbraucher klar und in hervorgehobener Weise,
und unmittelbar bevor dieser seine Bestellung tätigt, auf die in Art. 6 Abs.1 Buchst. a, e, o und
p der Richtlinie genannten Informationen hin. Nach Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 1 der
Richtlinie 2011/83/EU sorgt der Unternehmer dafür, dass der Verbraucher bei der Bestellung
ausdrücklich bestätigt, dass die Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung verbunden ist.
Wenn der Bestellvorgang die Aktivierung einer Schaltfläche oder eine ähnliche Funktion
umfasst, ist diese Schaltfläche oder entsprechende Funktion nach Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2
Satz 2 der Richtlinie gut lesbar ausschließlich mit den Worten "zahlungspflichtig bestellen"
oder einer entsprechenden eindeutigen Formulierung zu kennzeichnen, die den Verbraucher
darauf hinweist, dass die Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung gegenüber dem
Unternehmer verbunden ist. Wenn der Unternehmer Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richtlinie
2011/83/EU nicht einhält, ist der Verbraucher durch den Vertrag oder die Bestellung nicht
gebunden (Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 3 der Richtlinie).

Aus dem Erwägungsgrund 39 der Verbraucherrechterichtlinie ergibt sich die Intention des
europäischen Gesetzgebers bei der Schaffung der Regelung in Art. 8 Abs. 2. Danach soll der
Verbraucher bei über Webseiten abgeschlossenen Fernabsatzverträgen in der Lage sein, die
Hauptbestandteile des Vertrags vor Abgabe der Bestellung vollständig zu lesen und zu
verstehen. In Situationen dieser Art sei sicherzustellen, dass Verbraucher den Zeitpunkt
erkennen, zu dem sie eine Zahlungsverpflichtung eingehen, was wiederum eine
unmissverständliche Formulierung sicherstellen solle. Der Schutzzweck der
Informationspflicht des Unternehmers aus § 312j Abs. 3 BGB soll dem Verbraucher
verdeutlichen, dass er mit der Bestellung eine Zahlungsverpflichtung gegenüber dem
Unternehmer eingeht, und dadurch ein hohes Verbraucherschutzniveau sicherstellen (vgl.
BT-Drucks. 17/7745, S. 7 und 11 f.; EuGH, Urt. vom 30. Mai 2024 - C-400/22, Rn. 49 ff. -
Conny).

Der Schutzbereich ist damit nicht nur auf die sogenannten Kosten- oder Abofallen
beschränkt. Es kann - jedenfalls bei Wettverträgen - nicht auf das Bewusstsein des
Verbrauchers über die Kostenpflicht bei Vertragsschluss oder die Absicht des Verbrauchers
bei Betätigung des Bestell-Buttons ankommen (so jedoch OLG Hamm, Urteil vom 19.02.2026
- 34 U 6/25 und OLG Braunschweig, Urt. v. 18.12.2025 - Az.: 9 U 71/25; KG, Beschluss vom
19.2.2026 - 26 U 17/25, BeckRS 2026, 6230 jeweils für über den Online-Shop eines
Autoherstellers geschlossene Kaufverträge). Die Formulierung der Schaltfläche muss
Verbrauchern den Zeitpunkt zu erkennen geben, zu dem sie eine Zahlungsverpflichtung
eingehen. Dies gilt angesichts des erhöhten Verbraucherschutzbedürfnisses bei
Glückspielverträgen auch, wenn der Spieler den Wettbetrag zuvor selbst beziffert hat. Denn
die durch die Glücksspielstaatsverträge erfolgte Regulierung von Sportwetten verfolgt auch
den Zweck, die Bevölkerung vor von öffentlichen Glücksspielen ausgehenden Gefahren zu
schützen und das Entstehen von Glücksspielsucht und wettsucht zu verhindern und die
Voraussetzungen für eine wirksame Suchtbekämpfung zu schaffen (vgl. BGH NJW 2024,
1950 Rz. 28, 29).

Auf eine eindeutige, die Zahlungspflichtigkeit ausdrücklich betonende Beschriftung kann auch
nicht etwa mit dem Argument verzichtet werden, dass aus den Begleitumständen die
Zahlungspflicht bekannt sein konnte oder der Kunde durch Widerrufsrechte hinreichend
geschützt sei. Denn für die Bestimmung des Sinngehalts der Formulierung ist ausschließlich
auf die Schaltflache selbst abzustellen. Diese muss also die vertragliche Bindung und die
Zahlungspflicht vermitteln (EuGH, Urt. vom 07.04.2022, C 249/21 Rn. 28 - Fuhrmann-2;
MüKoBGB/Wendehorst BGB § 312j Rn. 28). Darüber hinaus findet sich in dem Fenster zur
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Abgabe der Wette auch kein gesonderter Hinweis zu Kostenpflichtigkeit oder Zahlungspflicht.
Für Verträge über Wett- und Lotteriedienstleistungen gilt im Übrigen nach der
Bereichsausnahme des § 312 Abs. 2 Nr. 12 BGB ein Widerrufsrecht nicht (BeckOGK/Busch,
Stand 15.03.2025, § 312g Rn. 73).

Aus diesen Gründen geht auch der Verweis der Beklagten auf die Gesetzesbegründung zu §
312j Abs. 3 BGB in BT-Drs. 17/7745, S. 12 fehl. Bei den dort angesprochenen
Internetauktionsplattformen, für die eine Formulierung wie „Gebot abgeben“ oder „Gebot
bestätigen“ als ausreichend angesehen wird, steht zum Zeitpunkt der Abgabe des Gebotes
gerade nicht fest, ob der Bieter den Zuschlag erhalten wird und er damit einer unmittelbaren
Zahlungspflicht ausgesetzt ist. Für den sogenannten „Sofortkauf“, bei dem ein Vertrag zum
Fixpreis zustande kommt, gilt dies jedoch nicht, da dieser faktisch einer Onlinebestellung
unter Verwendung einer Schaltfläche entspricht, weshalb hierfür die dargelegten Grundsätze
anzuwenden sind (BeckOK BGB/Maume, 77. Ed. 1.2.2026, BGB § 312j Rn. 35).
Entsprechendes gilt auch für die hier zur Beurteilung stehende Online-Sportwette, bei der der
Einsatz unmittelbar mit der Abgabe der Wette dem Spielerkonto belastet wird. Der Vergleich
der Beklagten mit einer lokalen Spielbank führt deshalb nicht weiter, weil § 312j BGB allein im
elektronischen Geschäftsverkehr gilt.

Im Übrigen hat der Gerichtshof zwar entschieden, dass bei der Auslegung der Bestimmungen
der Richtlinie 2011/83 ein ausgewogenes Verhältnis zwischen einem hohen
Verbraucherschutzniveau und der Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen sicherzustellen ist,
wie aus dem vierten Erwägungsgrund dieser Richtlinie hervorgeht, und dabei die
unternehmerische Freiheit des Unternehmers, wie sie in Art. 16 der Charta der Grundrechte
gewährleistet wird, zu wahren ist (EuGH, Urt. vom 07.04.2022, C 249/21 Rn. 31 - Fuhrmann
2; vgl. in diesem Sinne Urteil vom 10.07.2019, Amazon EU, C-649/17, EU:C:2019:576, Rn.
44 und die dort angeführte Rechtsprechung). Die Formulierung oder die Änderung von
Worten auf einer Schaltfläche oder einer Funktion zur elektronischen Bestellung stellt jedoch
schon keine erhebliche Belastung dar, die der Wettbewerbsfähigkeit oder der
unternehmerischen Freiheit der betreffenden Unternehmer schaden kann (EuGH, Urt. vom
07.04.2022, C 249/21 Rn. 31 - Fuhrmann 2).

ee)

Nach § 312j Abs. 4 BGB ist der Vertrag bei einem Verstoß gegen § 312j Abs. 3 BGB nicht nur
schwebend, sondern endgültig unwirksam (BGH, Urt. vom 09.10.2025 - I ZR 159/24, juris Rn.
32 m.w.N.). Da die über die Website bzw. App der Beklagten geschlossenen Verträge
endgültig unwirksam waren, können die weiteren Vornahmen von Wetten durch den Kläger
nicht als Genehmigung im Sinne von § 182 Abs. 1 BGB angesehen werden.

Zudem hat der Kläger die Verträge nicht bestätigt. Die Bestätigung ist eine
empfangsbedürftige Willenserklärung (BeckOGK.BGB/Beurskens, Stand 1. August 2025, §
141 Rn. 18). Sie muss nach außen hin erkennbar machen, dass das Rechtsgeschäft trotz der
Zweifel des Bestätigenden an seiner Wirksamkeit gelten soll (Staudinger/Roth, BGB [2025], §
141 Rn. 20). Darüber hinaus setzt sie einen Bestätigungswillen und damit das Bewusstsein
des Bestätigenden von der Unverbindlichkeit des früheren Geschäfts voraus (BGH, Urteil
vom 11. Februar 2003 - XI ZR 130/02, NJW-RR 2003, 769, juris Rn. 14; Urteil vom 5. April
2006 - VIII ZR 163/05, NJW 2006, 2116, juris Rn. 19; BeckOGK.BGB/Beurskens aaO § 141
Rn. 19). Ein Bestätigungswille erfordert, dass die Partei die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts
kennt oder zumindest Zweifel an seiner Rechtsbeständigkeit hat (vgl. BGH, Urteil vom 10.
Februar 2012 - V ZR 51/11, NJW 2012, 1570, juris Rn. 21). Vorliegend hat die insofern
darlegungs- und beweisbelastete Beklagte nicht substantiiert vorgetragen, dass der Kläger
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Kenntnis bezüglich der Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts oder Zweifel an seiner
Rechtsbeständigkeit gehabt hätte, im Gegenteil trägt die Beklagte vor, der Kläger habe die
geschlossenen Verträge als verbindlich angesehen.

Der Kläger konnte die Wettverträge auch nicht gemäß § 141 Abs. 1 BGB durch erneute
Abgabe von Wetten bestätigen und dadurch deren Neuabschluss bewirken. Die Bestätigung
eines formbedürftigen Rechtsgeschäfts bedarf der Form des bestätigten Geschäfts (BGH,
Urteil vom 6. Mai 1985 - VIII ZR 119/84, NJW 1985, 2579 [juris Rn. 11]), es sei denn, das
Formerfordernis gilt zur Zeit der Bestätigung nicht mehr (BeckOGK.BGB/Beurskens aaO §
141 Rn. 27.1; Grüneberg/Ellenberger aaO § 141 Rn. 4; MünchKomm.BGB/Busche, 10. Aufl.,
§ 141 Rn. 15). Dieser Grundsatz gilt bei einem nach § 312j Abs. 4 BGB unwirksamen Vertrag
entsprechend, weil die Vorschrift eine vergleichbare Schutzwirkung wie eine Formvorschrift
hat (vgl. BGH, Urt. vom 09.10.2025 - I ZR 159/24, juris Rn. 47).

5.

Schließlich greift auch die Verjährungseinrede der Beklagten nicht durch. Die Ansprüche des
Klägers sind nicht verjährt.

Die für etwaige auf Bereicherungsrecht (§ 812 Abs. 1 S. 1, 1. Alt. BGB) gegründete
Ansprüche des Klägers geltende regelmäßige dreijährige Verjährungsfrist des § 195 BGB
begann jeweils mit dem Schluss des Jahres, in dem die ohne Rechtsgrund geleisteten
Wetteinsätze gezahlt wurden. Denn mit der Zahlung des jeweiligen nicht geschuldeten
Einsatzes entstand der korrespondierende Rückzahlungsanspruch. Der Kläger fordert
Beträge zurück, die er in den Jahren 2023 und 2024 an die Beklagte gezahlt hat, sodass die
durch die Klageerhebung gehemmte Frist für die ersten hier in Rede stehenden Zahlungen
erst mit dem 31.12.2026 abgelaufen wäre.

6.

Der Kläger hat in zuerkannter Höhe auch Anspruch auf Ersatz der zur zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung erforderlichen vorgerichtlichen Anwaltskosten aus §§ 280 Abs. 1, 249 Abs.
1 BGB.

Seine Prozessbevollmächtigten sind durch das Aufforderungsschreiben vom 11.08.2025
vorgerichtlich tätig geworden. Ihre Einschaltung durch den Kläger ist auch zur Durchsetzung
seiner Ansprüche als zweckmäßig anzusehen. Der Kläger hat auf das Bestreiten der
Beklagten nicht dargetan, dass er die geltend gemachten Anwaltskosten bezahlt hat und sie
damit bei ihm tatsächlich angefallen sind. Der dem Kläger unabhängig hiervon zustehende
Freistellungsanspruch hat sich jedoch spätestens mit Eingang der Klageerwiderung gemäß §
250 S. 2 BGB in einen Zahlungsanspruch umgewandelt.

Der Höhe nach ist der Gebührenanspruch mit Blick auf den (standardisierten) Inhalt des
Aufforderungsschreibens jedoch auf die Mittelgebühr zu beschränken und berechnet sich wie
folgt:

Streitwert: 6.098,95 EUR

Geschäftsgebühr §§ 13, 14 RVG, Nr. 2300 VV RVG 1,3 615,55 EUR

Pauschale für Post und Telekommunikation Nr. 7002 VV RVG 20,00 EUR

19 % Umsatzsteuer Nr. 7008 VV RVG 120,75 EUR
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Gesamtbetrag 756,30 EUR

7.

Der Anspruch gegen die Beklagte auf kapitalisierte Zinsen ergibt sich aus §§ 818, 819, 291
BGB.

Der Zinsanspruch ab dem 22.08.2025 folgt aus §§ 286 Abs. 1, 288 Abs. 1 BGB.

8.

Der von der Beklagten beantragten Aussetzung des Rechtsstreits im Hinblick auf
glücksspielrechtliche Fragen bedurfte es bei dieser Sachlage nicht. Ein
Vorabentscheidungsverfahren zur Auslegung der RL 2011/83/EU in Bezug auf ihren Art. 8
Abs. 2 UAbs. 2, deren Umsetzung § 312j BGB dient, ist ebenfalls nicht geboten. Auch in
diesem Streitfall stellt sich keine entscheidungserhebliche Frage zur Auslegung von Art. 8
Abs. 2 der Richtlinie 2011/83/EU, die nicht durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs
geklärt oder nicht zweifelsfrei zu beantworten ist (vgl. BGH, Urteil vom 9. Oktober 2025 - I ZR
159/24 -, Rn. 49). Schließlich ist das Landgericht als nicht letztinstanzliches Gericht ohnehin
nicht gemäß Art. 267 AEUV zu einer Vorlage verpflichtet.

Der nicht nachgelassene Schriftsatz der Beklagten vom 15.04.2026 erfordert aus den
dargestellten Gründen eine Wiedereröffnung der mündlichen Verhandlung nicht.

Die prozessualen Nebenentscheidungen ergeben sich aus §§ 91, 709 ZPO.

Streitwert: 6.098,95 €.

F.
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